
Ostseebad Boltenhagen
Beschlussvorlage
BV/12/21/157
öffentlich

Beschlussauszug
aus der

Sitzung des Ausschusses für Gemeindeentwicklung, Bau, Ver-
kehr und Umwelt der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 

vom 12.10.2021

Top 6.2 Satzung über die 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2a der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
hier: Beschluss zum Entwurf

Herr Klein erklärt sich für befangen. 

Seitens des Planungsbüros wird die Planung auf Grundlage der vorhandenen Daten-
lage vorgestellt. 
1. Vermessung: Im Bereich der Zuwegung hat sich ergeben, dass kleinere Stücke 
der öffentlichen Zuwegung zur Seebrücke auf Privatgrundstücken befinden. Der 
Bauausschuss berät dazu wie mit diesem Sachverhalt umzugehen ist. Man verstän-
digt sich, dass die Zuwegung zur Seebrücke aufgrund der minimalen Größen ent-
sprechend zurückgebaut werden soll, auf die Grundstücke der Gemeinde. Dies wird 
auch entsprechend im Bebauungsplan festgehalten. 
2. Genehmigte Bauvorhaben im Bereich der denkmalgeschützten Gebäude
Zu diesem Punkt fehlen leider noch die Zuarbeiten des Bauordnungsamtes, bezo-
gen auf genehmigte Bauvorhaben. Deshalb verständigt sich der Bauausschuss da-
zu, dass das Verfahren geändert werden soll, auf ein zweistufiges Verfahren. Ein 
Vorentwurf wird vorgeschaltet im Rahmen der Beteiligung der Grundstücksei-
gentümer. Im Vorentwurf soll versucht werden wie die Genehmigungslage der Ge-
bäude im denkmalgeschützten Bereich ist.
Die Beschlussvorlage muss zur Gemeindevertretung entsprechend angepasst wer-
den. 
Im Weiteren diskutieren die Ausschussmitglieder zur Gestaltung des Kurparks, der 
Kurmuschel und der entsprechenden Festsetzungen. Es wird darum gebeten, dass 
das von der Kurverwaltung erstellte Schallschutzgutachten den Bauausschussmit-
gliedern zur Verfügung gestellt wird.

Änderung Beschlussfassung:
Hierbei handelt es sich um die Billigung des Vorentwurfes und das eine Öffentlich-
keitsbeteiligung in Form eines Anhörungstermins nach 3.1 und 4.1 BauGB durchzu-
führen ist. Im Weiteren wird die Beschlussvorlage zu Abstimmung gebracht.

Beschluss:
Der Bauausschuss  der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen empfiehlt fol-
gende Beschlussfassung:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Boltenhagen beschließt:

1. Der Entwurf der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2a "Ortszentrum-Ost" 
in Boltenhagen, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil B) 



und die zugehörige Begründung werden gebilligt und zur öffentlichen Ausle-
gung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB 
bestimmt.

2. Die 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2a der Gemeinde Ostseebad Bol-
tenhagen wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB aufgestellt.

3. Der Geltungsbereich der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2a "Ortszen-
trum- Ost" betrifft das Quartier der denkmalgeschützten Gebäude am Zugang 
zur Seebrücke, an der Mittelpromenade und an der Ostseeallee sowie den Be-
reich des Kurparkes mit Konzertmuschel.
Der Plangeltungsbereich wird wie folgt begrenzt:
- nördlich: durch die Düne an der Strandpromenade,
- östlich: nördlich der Mittelpromenade durch das Grundstück 

Strandpromenade 15, Restaurant und Café "Zur Düne", 
sowie südlich der Mittelpromenade durch die 
Grundstücke Mittelpromenade 21 und Ostseeallee 
7,

- im Süden durch: die Ostseeallee,
- im Westen durch: die Mittelpromenade als Zuwegung zur Seebrücke. 

4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB am Planverfah-
ren zu beteiligen.

5. Die öffentliche Auslegung des Entwurfs der 8. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 2a ist auf die Dauer von 6 Wochen gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist ortsüblich 
bekannt zu machen. Zusätzlich sind der Inhalt der Bekanntmachung der 
öffentlichen Auslegung und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegen-
den Unterlagen ins Internet einzustellen. Die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange sind über die öffentliche Auslegung zu benach-
richtigen. 

6. In der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und de-
ren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung 
ist.

Die o. g. Änderungen sind entsprechend einzupflegen.

Abstimmungsergebnis:
Anzahl der Mitglieder: 9
davon anwesend: 8
Zustimmung: 7
Ablehnung: 0
Enthaltung: 0
Befangenheit: 1

Entsprechend § 24 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg Vorpom-
mern haben folgende Mitglieder weder an der Beratung noch an der Abstimmung 
teilgenommen: Herr Mirko Klein


